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Konjunkturlage
in Deutschland

Grundtendenzen

Nach der vor�bergehenden konjunkturellen

Beruhigung im zweiten Quartal dieses Jahres

hat die deutsche Wirtschaft in den Sommer-

monaten ihre Aufw�rtsentwicklung mit be-

achtlichem Tempo wieder fortgesetzt. Den

ersten Berechnungen des Statistischen Bun-

desamtes zufolge ist das reale Bruttoinlands-

produkt (BIP) im dritten Vierteljahr saison-

und kalenderbereinigt um 0,6% h�her gewe-

sen als im vorangegangenen Dreimonatsab-

schnitt, der gegen�ber der ersten Sch�tzung

leicht nach oben korrigiert worden ist. Das

vergleichbare Ergebnis des Vorjahres wurde

nach Ausschaltung von Kalendereinfl�ssen

um 1,4% �berschritten. Im Fr�hjahr hatte die

entsprechende Rate 0,7% betragen. F�r die

ersten drei Quartale des laufenden Jahres ins-

gesamt ergibt sich damit in dieser Abgren-

zung eine Ausweitung der gesamtwirtschaft-

lichen Produktion in der Vorjahrsbetrachtung

um 0,9%. Die vorliegenden Daten st�tzen

die Erwartung eines Wachstums des BIP im

Jahr 2005 von kalenderbereinigt rund 1%.

Wesentlichen Anteil am positiven Gesamter-

gebnis hatte erneut die g�nstige außenwirt-

schaftliche Entwicklung. So haben die Liefe-

rungen deutscher Erzeugnisse in das Ausland,

der anhaltend guten Auftragslage rasch fol-

gend, in den Monaten Juli bis September er-

heblich zugenommen. Kr�ftig gestiegen sind

dabei vor allem die Warenexporte in L�nder

außerhalb des Euro-W�hrungsraumes, w�h-

rend die Ausfuhren in die EWU-Partnerl�nder

insgesamt nur geringf�gig h�her waren als

im Fr�hjahr. Gleichzeitig legten aber auch die

Einfuhren, speziell aus Drittl�ndern, deutlich

Verst�rktes
Wachstum des
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Quartal 2005
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außen-
wirtschaftliche
Entwicklung
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zu. Neben Konsumg�tern wurden auch Vor-

leistungs- und Investitionsg�ter verst�rkt im-

portiert, was mit der lebhaften Produktion

und den in den letzten Jahren immer inten-

siveren produktionstechnischen Verflechtun-

gen zusammenh�ngt. Insgesamt schloss der

Außenwirtschaftsverkehr in realer Rechnung

mit einem deutlich positiven Saldo ab. Da-

neben ist es auch im Inland zu st�rkeren

Wachstumsimpulsen gekommen. Zum einen

verzeichneten die Anschaffungen von Ma-

schinen und Ausr�stungen, die im Fr�hjahr

vor�bergehend schwach gewesen waren,

wieder ein deutliches Plus. Zum anderen sind

die Bauinvestitionen erstmals seit l�ngerem

etwas gestiegen. Zwar wird hier das entspre-

chende Vorjahrsniveau nach wie vor merklich

unterschritten, der R�ckstand ist aber deut-

lich kleiner geworden.

Weiterhin sehr zur�ckhaltend blieben dage-

gen die privaten Haushalte mit ihren Konsum-

ausgaben. Dies zeigt sich unter anderem in

sinkenden Ums�tzen beim Einzelhandel. Aber

auch die Neuzulassungen von Kraftfahrzeu-

gen erreichten im Sommer nicht wieder das

Niveau der Fr�hjahrsmonate. Hier k�nnten

die hohen Benzinpreise abschreckend gewirkt

haben. Diese trugen ferner dazu bei, dass

selbst in den Hauptferienmonaten Juli und

August der Benzinabsatz deutlich niedriger

war als vor zw�lf Monaten. Dagegen sahen

sich viele Haushalte angesichts der gesunke-

nen Vorr�te gen�tigt, auch bei stark erh�hten

Preisen ihre Heiz�lbest�nde etwas aufzusto-

cken. Die insgesamt gestiegenen Ausgaben

f�r die Versorgung mit Energie, zu der die

Umlagen f�r Zentralheizung und Warmwas-

ser ebenso wie auch der Verbrauch von Strom

und Gas z�hlen, haben den Spielraum f�r

andere Verwendungszwecke sicherlich einge-

schr�nkt. Die Sparneigung d�rfte sich kaum

ver�ndert haben.

Produktion und Ums�tze

In sektoraler Betrachtung hat die anhaltend

lebhafte Gesch�ftst�tigkeit in der Industrie

wesentlich zum guten Abschneiden in den

Sommermonaten beigetragen. Saison- und

kalenderbereinigt wurde die Produktion im

dritten Quartal um 11�4 % gegen�ber den

Fr�hjahrsmonaten April bis Juni ausgeweitet,

in denen bereits ein �hnlich hoher Anstieg zu

verzeichnen gewesen war. Das Plus im Vor-

jahrsvergleich vergr�ßerte sich auf 3 1�4 %,

gegen�ber 2 1�2 % im vorangegangenen Drei-

monatsabschnitt.
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Nach den Angaben des ifo Instituts f�hrte die

Zunahme der Erzeugung auch zu einer er-

h�hten Auslastung der betrieblichen Kapazi-

t�ten. Im Durchschnitt der befragten Firmen

d�rfte sie inzwischen auf Normalniveau lie-

gen. Dadurch r�cken auch Erweiterungsin-

vestitionen wieder n�her, obgleich die techni-

schen Produktionsspielr�ume in vielen Betrie-

ben durch besser optimierte Maschinenlauf-

zeiten infolge von verl�ngerten oder flexiblen

Arbeitszeiten vergr�ßert worden sind.

Beteiligt am industriellen Produktionszuwachs

waren insbesondere die Bereiche der Vorleis-

tungsg�ter und der Verbrauchsg�ter. Bei den

Grundstoffen lag die Metallerzeugung und

-verarbeitung weit an der Spitze. Hatte sich

hier noch in der ersten Jahresh�lfte eine leich-

te Abschw�chung gezeigt, so wurden nun-

mehr die Mitte des vergangenen Jahres er-

reichten H�chstst�nde sogar etwas �ber-

schritten. Damit d�rfte die Eisen- und Stahl-

industrie den Kapazit�tsgrenzen wieder nahe

gekommen sein. Daneben hat sich auch

die Produktion in der chemischen Industrie

deutlich erh�ht und die Beruhigung vom

zweiten Quartal weitgehend ausgeglichen.

Unter den Herstellern von Verbrauchsg�tern

verzeichneten insbesondere einige Zweige

der Nahrungsmittelindustrie eine gute Ent-

wicklung. Deutlich hinter dem Industriedurch-

schnitt zur�ck blieb dagegen der Investitions-

g�tersektor, wenngleich das im Fr�hjahr er-

h�hte Produktionsniveau gehalten werden

konnte.

Ein Gutteil der Produktion war wiederum f�r

das Ausland bestimmt. In saisonbereinigter

Rechnung legten die deutschen Exporte dem

Wert nach um insgesamt 4 1�2 % gegen�ber

dem zweiten Quartal zu. Besonders kr�ftig

stiegen die Lieferungen von Investitions-

g�tern, die im Juli/August – bis dahin liegen

Angaben in sektoraler Aufgliederung vor –

saisonbereinigt ebenfalls um 4 1�2 % �ber das

Niveau des zweiten Quartals hinausgingen.

Dies d�rfte auch mit der inzwischen hohen

Kapazit�tsauslastung in weiten Teilen der

Weltwirtschaft zusammenh�ngen, die zuneh-
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mend Investitionen erforderlich macht. Insbe-

sondere die Hersteller von Informations- und

Kommunikationstechnologie konnten ihre Ex-

porte steigern. Zudem wurden mehr Maschi-

nen und Kraftfahrzeuge aus Deutschland an

ausl�ndische Abnehmer geliefert. Dar�ber hi-

naus kam es zu einer moderaten Erh�hung

der Ausfuhren von Vorleistungsg�tern.

Die Lage in der Bauwirtschaft hat sich in den

Sommermonaten weiter verbessert. Saison-

und Kalenderunregelm�ßigkeiten ausgeschal-

tet, ist die Produktion des Bauhauptgewerbes

in den Monaten Juli bis September erneut ge-

stiegen, wenn auch nicht mehr ganz so stark

wie im zweiten Quartal, als mancher durch

den letzten Winter bedingte Produktionsaus-

fall aufgeholt worden war. Der vergleichbare

Vorjahrsstand wurde zwar auch zuletzt wei-

terhin unterschritten, der R�ckstand war mit

3 1�2 % aber deutlich geringer als zuvor, als er

noch gut 6% erreicht hatte. Orientiert man

sich an den geleisteten Arbeitsstunden, so

waren vom Wohnungsbau �ber den gewerb-

lichen bis hin zum �ffentlichen Bau alle gro-

ßen Fachbereiche des Gewerbes nahezu

gleichm�ßig an der Zunahme der Bauaktivit�-

ten beteiligt. Auch im Ausbaugewerbe hat

sich das Umsatzminus gegen�ber dem Vor-

jahr im zweiten Quartal, �ber das die statis-

tischen Informationen gegenw�rtig nicht

hinausreichen, sp�rbar vermindert.

Die Entwicklung im Handel blieb hingegen in

den Sommermonaten recht ung�nstig. Insbe-

sondere im Einzelhandel haben die Ums�tze

zuletzt das Niveau von zw�lf Monaten zuvor

nicht mehr erreicht. Vor allem die K�ufe von

Nahrungsmitteln, Getr�nken und Tabakwa-

ren sind zur�ckgegangen. Auf der Großhan-

delsstufe konnten demgegen�ber in den der

gewerblichen Wirtschaft zugewandten Be-

reichen, wie unter anderem bei Maschinen,

Ausr�stungen und Zubeh�r, kr�ftige Umsatz-

steigerungen erzielt werden. Auch bei Kraft-

fahrzeugen waren lebhafte Gesch�ftsaktivit�-

ten zu verzeichnen. Hierzu passt, dass sich

das Verkehrsgewerbe weiter im Aufwind be-

fand. Nicht nur die Schifffahrt, auch der Land-

verkehr erwirtschaftete binnen Jahresfrist ein

g�nstigeres Ergebnis. Im Gastgewerbe konn-

ten die Beherbergungsbetriebe im Juli/Sep-

tember die Vorjahrswerte beim Umsatz �ber-

treffen, nachdem die Entwicklung noch bis in

das zweite Quartal hinein negativ gewesen

war. Gastst�tten mussten dagegen bis zuletzt

Einbußen hinnehmen, obgleich die Minus-

raten merklich kleiner geworden sind.

Entwicklung des Außenhandels
nach Warengruppen

Ver�nderung in %

Durchschnitt Juli/August 2005
gegen�ber

2. Quartal 2005,
saisonbereinigt

Juli/August 2004,
Ursprungswerte

Position Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr

Insgesamt + 3,5 + 4,8 + 8,2 + 8,7

Ausgew�hlte Haupt-
gruppen

Vorleistungsg�ter + 2,2 + 4,1 + 2,5 – 0,8
Investitionsg�ter + 4,7 + 3,7 + 6,8 + 1,2
Konsumg�ter – 0,5 + 5,8 + 3,4 + 3,6
Energie . + 7,9 + 13,2 + 30,6

Ausgew�hlte Gruppen
Chemische Erzeug-
nisse + 3,2 + 3,7 + 7,0 + 9,8
Maschinen + 4,4 + 2,9 + 6,6 + 1,3
Kraftwagen und
Kraftwagenteile + 4,4 + 0,6 + 10,1 – 5,8
G�ter der Informa-
tionstechnologie + 8,7 + 14,1 + 3,6 + 7,9
Metalle und Metall-
erzeugnisse + 1,4 + 0,3 + 6,1 + 0,3

Deutsche Bundesbank
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Der Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland in den ersten drei Quartalen
des Jahres 2005

Mit einem Anteil von 13% am gesamten Wert der Aus-
fuhren in den ersten drei Quartalen 2005 und 20% an
den Einfuhren kommt dem Dienstleistungsverkehr
Deutschlands mit dem Ausland eine bedeutende Rolle
im Rahmen des außenwirtschaftlichen Leistungsaus-
tauschs zu. Von Januar bis September 2005 stiegen so-
wohl die grenz�berschreitenden Dienstleistungsein-
nahmen als auch die -ausgaben gegen�ber dem ent-
sprechenden Vorjahrszeitraum um 3 1�2 %. Wegen des
relativ hohen Niveauunterschieds zwischen den beiden
Gr�ßen erh�hte sich das Defizit in der Dienstleistungs-
bilanz um 1 Mrd 5 auf 25 1�2 Mrd 5.

Ausschlaggebend f�r die Erh�hung des Passivsaldos in
der Dienstleistungsbilanz waren die versicherungsbe-
zogenen Leistungen. Zum einen sanken hier die deut-
schen Einnahmen aus grenz�berschreitend erbrachten
Versicherungsleistungen um 1 Mrd 5. Dabei schlug zu
Buche, dass sich bei den deutschen R�ckversicherern
insgesamt die Relation der Pr�mieneinnahmen zu den
Schadenszahlungen an Gebietsfremde verschlechtert
hat. Ein umgekehrtes Bild zeigte sich bei den ausl�n-
dischen R�ckversicherungsgesellschaften, bei denen
sich die Pr�mienzahlungen von Gebietsans�ssigen in
Relation zu den erbrachten Leistungen in Schadens-
f�llen verbessert haben mit der Folge, dass die deut-
schen Versicherungsausgaben um 1 Mrd 5 zulegten.

Auch die Entwicklung im Reiseverkehr, dem bedeu-
tendsten Teilbereich im Dienstleistungsverkehr, hat in
den ersten drei Quartalen zur Defizitausweitung in der
Dienstleistungsbilanz beigetragen. Obwohl die Reise-
verkehrseinnahmen mit 4 1�2 % etwas st�rker als die
Ausgaben (2 1�2 %) stiegen, erh�hte sich der Passivsaldo
im Reiseverkehr um 1�2 Mrd 5, da die Einnahmen dem
Betrag nach merklich geringer waren als die Ausgaben.
�berdurchschnittlich gefragt waren die Tschechische
Republik und die Niederlande als Ziele f�r k�rzere Rei-
sen. Auch bei den Ausgaben f�r Reisen ins klassische
Urlaubsland Italien sowie in das Vereinigte K�nigreich
wurden kr�ftige Zuw�chse verbucht. Demgegen�ber
wurden vor allem weniger Reisen nach Spanien unter-
nommen als noch im Vorjahr. Die Ausgaben f�r Reisen
in die USA gingen ebenfalls zur�ck.

Der Anstieg der Ausgaben�bersch�sse bei den Ver-
sicherungsdienstleistungen und dem Reiseverkehr
wurde im Hinblick auf die Dienstleistungsbilanz insge-
samt durch h�here �bersch�sse aus Transportleistun-
gen – dem zweitwichtigsten Dienstleistungsbereich –
etwas abgemildert. Dies h�ngt zu einem guten Teil mit

dem florierenden Exportgesch�ft der deutschen Wirt-
schaft zusammen, das st�rker als die Einfuhren von in-
l�ndischen Transportunternehmen abgewickelt wird.
Der Saldo der Finanzdienstleistungen blieb in den ers-
ten drei Quartalen zusammen genommen mit 1 Mrd 5

praktisch unver�ndert gegen�ber dem Vorjahr.

Deutsche Bundesbank

Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland

Mrd 5

Position 2004

Ver�n-
derung
2004
gegen-
�ber
Vorjahr

Jan. bis
Sept.
2005

Ver�n-
derung
Jan. bis
Sept.
2005
gegen-
�ber
Jan. bis
Sept.
2004

Dienstleistungen
insgesamt

Einnahmen 116,4 + 5,3 88,9 + 3,2
Ausgaben 147,3 + 2,2 114,2 + 4,0
Saldo – 31,0 + 3,0 – 25,4 – 1,0

Reiseverkehr
Einnahmen 22,2 + 1,8 17,4 + 0,7
Ausgaben 57,1 – 0,1 46,6 + 1,1
Saldo – 34,8 + 2,0 – 29,2 – 0,4

Transportleistungen
Einnahmen 29,0 + 3,1 22,9 + 1,4
Ausgaben 24,6 + 0,5 18,6 + 0,3
Saldo + 4,3 + 2,6 + 4,3 + 1,2

Transithandelsertr�ge
Saldo + 5,3 + 3,0 + 5,2 + 0,7

Versicherungsdienst-
leistungen

Einnahmen 2,9 – 3,1 1,0 – 1,0
Ausgaben 4,1 + 1,2 2,5 + 1,0
Saldo – 1,2 – 4,3 – 1,5 – 2,0

Finanzdienst-
leistungen

Einnahmen 4,4 + 0,6 3,4 + 0,3
Ausgaben 2,8 + 0,7 2,2 + 0,3
Saldo + 1,6 0 + 1,2 0

�brige Dienst-
leistungen

Einnahmen 52,6 – 0,1 39,0 + 1,0
Ausgaben 58,8 + 0,1 44,3 + 1,3
Saldo – 6,2 – 0,2 – 5,4 – 0,4
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Die Gesch�ftssituation bei den unterneh-

mensnahen Dienstleistern hat sich im Som-

mer im Einklang mit den positiven Tendenzen

im Produzierenden Gewerbe deutlich gebes-

sert. Nach den Umfragen sowohl des ifo Insti-

tuts als auch des ZEW sind die Beurteilungen

der aktuellen Lage durch die Firmen gut aus-

gefallen. Dies gilt insbesondere f�r EDV- und

Telekommunikationsunternehmen, die viel-

fach noch im Fr�hjahr �ber ein schleppendes

Gesch�ft geklagt hatten. Aber auch die Steu-

erberater und Wirtschaftspr�fer sowie die

Unternehmensberatungen sind sp�rbar opti-

mistischer geworden. Die Ums�tze der Fir-

men, die noch in den ersten Monaten des

Jahres h�ufig hinter den Vergleichswerten

des Vorjahres zur�ckgeblieben waren, �ber-

trafen diese nunmehr deutlich.

Besch�ftigung und Arbeitslosigkeit

Der Arbeitsmarkt wurde auch in den Som-

mermonaten stark von den Auswirkungen ar-

beitsmarktpolitischer Maßnahmen gepr�gt.

Der seit April zu verzeichnende Anstieg der

Besch�ftigung, der den R�ckgang vom Win-

ter wieder ausgeglichen hat, ist folglich wohl

kaum Ausdruck eines von der Wirtschaft aus-

gehenden zunehmenden Arbeitsbedarfs.

Nach den Angaben des Statistischen Bundes-

amtes hat sich die Zahl der Erwerbst�tigen im

Inland saisonbereinigt bis September auf 38,9

Millionen erh�ht. Das bedeutet gegen�ber

dem letzten Tiefstand einen Zuwachs um

etwa 150 000 Personen. Zwei F�nftel davon

waren aus dem Ausland in die Bundesrepu-

blik einpendelnde Arbeitnehmer. Diese wer-

den h�ufig als Saisonarbeitskr�fte eingesetzt.

saisonbereinigt, vierteljährlich
Mio.

Mio.

Tsd.

Mio.

Tsd.

%

0
1) 2) 3)
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darunter:
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pflichtig
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Arbeitsmarkt

1 Ab Januar 2004 Arbeitslose ohne Teilneh-
mer an Eignungsfeststellungs- und Trai-
ningsmaßnahmen. Vergleichbarkeit der Er-
werbslosen wegen Umstellungen auf ein
neues Erhebungs- und Berechnungsver-
fahren gestört. — 2 Ab Januar 2005 Ar-
beitslose einschl. erwerbsfähiger ehemali-
ger Sozialhilfeempfänger. — 3 Ab Septem-
ber 2005 Einbeziehung erwerbsfähiger So-
zialhilfeempfänger bei den optierenden
Kommunen.
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Einen starken Zuwachs verzeichneten dar�-

ber hinaus die durch die Arbeitsmarktpolitik

gef�rderten Arbeitsgelegenheiten, auch Ein-

Euro-Jobs genannt. Im September/Oktober

waren bei der Bundesagentur f�r Arbeit

rund 270 000 Personen mit solchen Be-

sch�ftigungsverh�ltnissen gemeldet. Das wa-

ren etwa 100 000 mehr als zu Fr�hjahrsbe-

ginn. Dabei ist zu beachten, dass die jeweils

aktuellen Zahlenangaben nur die Untergrenze

des Bestandes beschreiben, da die Meldun-

gen erfahrungsgem�ß erst mit gr�ßeren Zeit-

verz�gerungen erfolgen. Daneben kam es bei

den geringf�gigen Besch�ftigungen, f�r die

eine Entgeltgrenze von 400 3 gilt, von April

bis August nach den ersten vorl�ufigen Anga-

ben zu einem Anstieg um sch�tzungsweise

50 000.

Von anderen besch�ftigungsf�rdernden Maß-

nahmen kamen dagegen kaum Impulse. So

hat sich die Inanspruchnahme von Existenz-

gr�ndungszusch�ssen, die im Jahr 2004 zu

vielen Ich-AGs gef�hrt hatten, im laufenden

Jahr sp�rbar beruhigt. Maßgeblich hierf�r

d�rfte gewesen sein, dass seit Jahresbeginn

nur noch Empf�nger von Arbeitslosengeld I

bezugsberechtigt sind und ein Gesch�ftsplan

vorgelegt werden muss. Der Bestand vom

Fr�hjahr wurde zuletzt um knapp 3 000

Kleinfirmen unterschritten. �berbr�ckungs-

gelder wurden gut 70 000 Personen gew�hrt,

rund 20 000 weniger als noch vor einem hal-

ben Jahr. Die traditionellen Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahmen sind ebenfalls zur�ckge-

f�hrt worden, wenn auch nur in geringem

Umfang.

Fasst man die Besch�ftigungs�nderungen aus

allen genannten Komponenten zusammen,

so wird deutlich, dass die konjunkturelle

Komponente der Besch�ftigung nach wie vor

schwach war. Hierauf deutet auch die bis zu-

letzt gesunkene Zahl der normal sozialver-

sicherungspflichtig Besch�ftigten hin.

Bei der Arbeitslosigkeit ist der seit Mai zu ver-

zeichnende Abbau im September durch einen

Anstieg unterbrochen worden. Saisonberei-

nigt erh�hte sich die Zahl der bei der Bundes-

anstalt registrierten Arbeitslosen auf 4,84 Mil-

lionen. Diese Zunahme war allein darauf zu-

r�ckzuf�hren, dass erstmals Angaben aus

den Optionskommunen, die die Betreuung

der Empf�nger von Arbeitslosengeld II in ei-

gener Regie �bernommen haben, in die Sta-

tistik der Arbeitslosigkeit aufgenommen wur-

den. Die Bundesagentur beziffert diesen Ef-

fekt auf rund 68 000 zus�tzliche Arbeitslose.

Ohne diese w�re die Arbeitslosigkeit nach Be-

rechnungen der Arbeitsverwaltung saisonbe-

reinigt um 22 000 Personen niedriger gewe-

sen. Wird dies ber�cksichtigt, so ist die ge-

meldete Arbeitslosigkeit seit dem Fr�hjahr

der Grundtendenz nach r�ckl�ufig, was vor

allem im Zusammenhang mit den entlasten-

den Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt

steht. Im Oktober hat sich der R�ckgang der

Zahl der Arbeitslosen wieder fortgesetzt. Die

jahreszeitlich �blichen Schwankungen ausge-

schaltet, waren 4,80 Millionen arbeitslose

Personen gemeldet. Die Arbeitslosenquote

verringerte sich leicht auf 11,6%.1)

1 Die Erwerbslosenquote aus der Telefonumfrage des
Statistischen Bundesamtes wird hier nicht betrachtet, da
sie sich im September auf einen kaum plausiblen R�ck-
gang der Zahl der Erwerbslosen um rd. 650 000 binnen
Monatsfrist bezieht.

Deutliche
administrative
Einfl�sse auf
die Arbeits-
losigkeit
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Deutsche Bundesbank

Auswirkungen der Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe: erste Ergebnisse

Zum Jahresbeginn 2005 trat das Vierte Gesetz für moder-

ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz IV) in Kraft, 

dessen zentraler Teil die Einführung des Sozialgesetz-

buchs II (SGB II) „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ ist. 

Damit gibt es nun einen einheitlichen Rechtsrahmen für 

erwerbsfähige Personen, die ihren Lebensunterhalt nicht 

aus eigener Kraft bestreiten können, also insbesondere 

ein zu geringes eigenes Einkommen oder keine Ansprü-

che (mehr) aus dem System der Arbeitslosenversicherung 

haben. Die neue Leistungsart Arbeitslosengeld II (ALG II) 

ersetzt damit das bisherige Nebeneinander von Arbeitslo-

senhilfe und Sozialhilfe, die mit unterschiedlichen Zustän-

digkeiten, Anspruchsberechtigungen, Anrechnungsvor-

schriften, Zu mutbarkeitsregeln und Förderinstrumenten 

einer effi zienteren Unterstützung und Förderung vielfach 

im Weg standen. 

Für eine umfassende Beurteilung dieser aus Sicht des Ein-

zelnen vielfach als einschneidend empfundenen Reform ist 

es derzeit noch zu früh. So befi nden sich sowohl die Ämter 

als auch die Betroffenen noch in einer Lern- und Umstel-

lungsphase. Auch plant der Gesetz geber, Korrekturen am 

ALG II vorzunehmen. Zudem brauchen Arbeitsmarktrefor-

men Zeit, um sich zu entfalten. Und schließlich stehen bis 

jetzt die für eine wissenschaftliche Evaluation notwendi-

gen Daten noch nicht oder nur eingeschränkt zur Verfü-

gung.1) Erst im Rahmen einer solchen Erfolgskontrolle ist 

ein ausgewogenes Urteil über die Wirkungen von Hartz 

IV möglich. 

Im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses steht derzeit 

die Frage, wie viele Personen (zu Recht oder missbräuch-

lich) ALG II beziehen und ob sich durch den Systemwech-

sel  materiell gravierende Veränderungen ergeben haben. 

Nach noch vorläufi gen Angaben der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) erhielten im Oktober 2005 rund 6,7 Millionen 

Personen in 3,7 Millionen so genannten Bedarfsgemein-

schaften Sozialtransfers aus dem Grundsicherungssystem 

des SGB II. Das sind fast 10 % der Bevölkerung bis 65 Jahre. 

Darunter befi nden sich 1,8 Millionen nicht erwerbsfähige 

Sozialgeldbezieher, zumeist Kinder unter 15 Jahren, deren 

Eltern einen Anspruch auf ALG II haben. Die verbleibenden 

4,9 Millionen im Prinzip erwerbsfähigen Leistungsemp-

fänger teilen sich auf in die Gruppe der als arbeitslos 

regis trierten Personen (2,8 Millionen; zumeist Langzeit-

arbeitslose) sowie die Gruppe der nicht arbeitslosen, aber 

erwerbsfähigen Arbeitslosengeld II-Empfänger (2,1 Mil-

lionen). Von letzteren sind rund die Hälfte erwerbstätig 

– auch in Eingliederungsmaßnahmen und Arbeitsgelegen-

heiten – und erhalten ALG II ergänzend zum Arbeitslohn. 

Dazu zählen auch Selbständige mit kleinen Einkommen, 

die zwar oftmals nur einen geringen ALG II-Anspruch 

haben, aber so einen Zuschuss zur Krankenversiche-

rung erhalten. Die andere Hälfte der Empfänger ist zwar 

erwerbsfähig, aber nicht erwerbstätig und trotzdem nicht 

arbeitslos. Erwerbsfähig ist laut Gesetz, wer älter als 15 

und jünger als 65 Jahre ist und mindestens drei Stunden 

am Tag arbeiten kann. Als arbeitslos gelten nur solche 

Personen, die dem Arbeitsmarkt tatsächlich zur Verfügung 

stehen. Dies ist bei Personen über 15 Jahren, die sich noch 

in Ausbildung befi nden, aber auch bei Alleinerziehenden 

mit kleinen Kindern angesichts häufi g fehlender Kinder-

betreuungsmöglichkeiten regelmäßig nicht der Fall. Das 

Kriterium für die Berechtigung des Bezugs von ALG II ist 

neben der Bedürftigkeit aber die Erwerbsfähigkeit, nicht 

die Arbeitslosigkeit. 

Vor der Einführung von ALG II wurde einerseits vielfach 

befürchtet, dass es zu tiefen Einschnitten in Sozialleis-

tungen kommen würde. Andererseits hoffte man, dass 

der Übergang von einem aus dem letzten Arbeitsengelt 

abgeleiteten Transferanspruch auf einen an der Bedürf-

tigkeit orientierten Anspruch zusammen mit einer (aller-

dings erst ab 2007 wirksamen) Verkürzung der Bezugs-

dauer von Arbeits losengeld die Verweildauer in der Nicht-

 Erwerbstätigkeit verringern würde. Mit dem ALG II wurde 

jedoch auch der Bezug von Sozialleistungen erleichtert. 

So wurde das Prinzip der gegenseitigen Verantwortung 

für den Unterhalt innerhalb der Familie stark gelockert. 

Dies ist wohl einer der Gründe für die unerwartet kräfti-

ge Zunahme der Bedarfsgemeinschaften. Zudem gibt es 

nun die Sozial  leistungen aus einer Hand. Früher muss-

ten Arbeitslosenhilfe empfänger zusätzlich Anträge auf 

Sozial hilfe stellen, wenn sie einen ergänzenden Anspruch 

geltend machen wollten. Darüber hinaus vermindert die 

Auszahlung der Gelder durch die Arbeitsverwaltung ver-

1 Es ist zu begrüßen, dass der Gesetzgeber eine Wirkungsanalyse der 
im Rahmen von Hartz IV vorgesehenen Instrumente für die Förderung 

des Übergangs in Erwerbstätigkeit wie auch der Anreizwirkungen von 
ALG II nach wissenschaftlichen Methoden vorgesehen hat und von den 
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mutlich die Effekte einer sozialen „Stigmatisierung“, was 

die Inanspruchnahme erhöht haben dürfte. Im Übrigen 

sind frühere einmalige Leistungen der Sozialhilfe als Pau-

schalleistungen in das ALG II integriert worden und müs-

sen nicht mehr separat beantragt werden. Damit lässt sich 

zwar der Verwaltungsaufwand verringern und die Eigen-

verantwortung der Leistungsempfänger stärken, aber die 

regelmäßigen monatlichen Zahlungen fallen höher aus. 

Schließlich wird ehemaligen Arbeitslosengeldempfän-

gern aus Steuermitteln für weitere zwei Jahre ein befris-

teter Zuschlag gezahlt, der im ersten Jahr zwei Drittel, im 

zweiten Jahr ein Drittel der Differenz zwischen Arbeitslo-

sengeld (plus eventuellem Wohngeld anspruch) und ALG II 

beträgt. Erst im vierten Jahr der Arbeitslosigkeit wird das 

eigentliche Niveau der Grundsicherung erreicht.

Alle diese Punkte machen deutlich, dass es durch die 

Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 

nicht zu einer generellen Kürzung von Leistungen gekom-

men ist. Das wird auch durch eine Studie des Instituts für 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) bestätigt, in der 

untersucht wurde, wie sich die Transferansprüche durch 

Hartz IV geändert haben.2) Danach sind rund 83% aller 

ehemaligen Arbeitslosenhilfebezieher auch bedürftig im 

Sinne des SGB II. Davon erhalten nach den Simulationsrech-

nungen des IAB immerhin fast die Hälfte höhere Transfer-

leistungen. Reduziert wurden die Transfers an Ältere mit 

einer relativ hohen Arbeitslosenhilfe sowie an Paarhaus-

halte mit einer erwerbstätigen Person. Erhöht wurden hin-

gegen vor allem die Transfers an Jüngere.

Die IAB-Studie geht von einem unveränderten Verhalten 

der Leistungsbezieher aus. Es hat sich aber gezeigt, dass 

potenzielle Leistungsempfänger ihr Verhalten anpassen, 

um Leistungsansprü che zu erhöhen. Dazu zählt beispiels-

weise die Auf- oder Abspaltung von Bedarfsgemeinschaf-

ten.

Die öffentlichen Haushalte werden von der unerwartet 

großen Anzahl der ALG II-Bezieher stärker als geplant 

belastet. Mit 19 Mrd € bis zum Ende des dritten Quartals 

haben die Ausgaben des Bundes für ALG II ihren Planan-

satz für das Jahr 2005 bereits um über 4 Mrd € überschrit-

ten. Insbesondere die Kommunen dürften jedoch durch 

den Wegfall der Ausgaben für erwerbsfähige Sozialhilfe-

empfänger bei gleichzeitiger Übernahme der Kosten der 

Unterkunft für die Bedarfsgemein schaften per saldo deut-

lich entlastet werden, zumal sich der Bund in beträchtli-

chem Umfang an diesen Leistungen beteiligt und auch die 

Länder zugesagt hatten, eigene Entlastungen an die Kom-

munen weiterzuleiten. Aus gesamtstaatlicher Sicht dürften 

sich in diesem Jahr gleichwohl angesichts der unerwartet 

hohen Empfängerzahl merkliche Mehrausgaben im Ver-

gleich zum Fortbestand des alten Systems ergeben. Wenn 

die Startschwierigkeiten überwunden, vor allem aber die 

notwendigen Korrekturen ergriffen und dann auch die 

erhofften positiven Beschäftigungs effekte eingetreten 

sind, kann mit einer Entlastung der öffentlichen Haushalte 

gerechnet werden. 

Es kommt sicherlich darauf an, dass nach der aufwendi-

gen Umstellung der Sozialleistungssysteme gegen den 

missbräuchlichen Bezug von Leistungen eingeschritten 

wird. Außerdem ist eine Überprüfung des Leistungskata-

logs geboten. Wichtig ist aber vor allem, dass sich nun die  

Anstrengungen auf die (Wieder-)Eingliederung der Hilfe-

bezieher in den ersten Arbeitsmarkt konzentrieren.

zuständigen Behörden die dafür notwendigen Daten bereitzustellen 
sind. — 2 Siehe K. Blos und H. Rudolph, Verlierer, aber auch Gewinner, 

Simulationsrechnungen zum Arbeitslosengeld II, IAB-Kurzbericht Nr. 
17/2005.

Zusammensetzung der ALG II-Empfänger 

Quelle: Vorläufi ge Zahlen der BA, Stand Oktober 2005.

6,7 Millionen ALG II-Empfänger insgesamt

2,1 Millionen 
erwerbsfähige nicht arbeitslose 

ALG II-Empfänger
davon:

1,0 Millionen
erwerbstätige 
ALG II-Emp-
fänger (v.a. 
Ein-Euro-Jobs, 
Selbständige 
und sonstige 
Erwerbs- 
tätige mit 
sehr kleinen 
Erwerbs-
einkommen)

1,1 Millionen
nicht erwerbs- 
tätige ALG II-
Empfänger 
(v.a. Schüler 
über 15 Jah-
ren, Allein-
erziehende 
mit kleinen 
Kindern)

1,8 Millionen
nicht erwerbs-
fähige Sozial-
geldempfän-
ger (i.d.R. 
Kinder unter 
15 Jahren in 
ALG II-Bedarfs-
gemeinschaf-
ten)

2,8 Millionen
erwerbsfähige 
arbeitslose 
ALG II-Emp-
fänger (i.d.R. 
Langzeit-
arbeitslose)



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
November 2005

46

L�hne und Preise

Die Lohnkostenbelastung des Produzierenden

Gewerbes, f�r das zeitnahe Informationen

vorliegen, ist im Juli/August nochmals leicht

zur�ckgegangen. Zwar haben sich die L�hne

und Geh�lter je Besch�ftigten in der Industrie

saisonbereinigt leicht erh�ht, je Produktein-

heit gerechnet sind sie aber nicht gestiegen.

In der Bauwirtschaft hat sich der R�ckgang,

der bereits im Fr�hjahr zu verzeichnen war, in

den beiden Sommermonaten ebenfalls fort-

gesetzt. Eine �hnliche Tendenz d�rfte auch

f�r den Unternehmensbereich insgesamt gel-

ten. Hier lagen die Lohnst�ckkosten im ersten

Halbjahr jedenfalls saisonbereinigt 1�4 % nied-

riger als im zweiten Halbjahr 2004. Das ver-

gleichbare Vorjahrsniveau unterschritten sie

um 1%.

Der Anstieg der Effektivverdienste ist auch im

Sommer weiter hinter der Zunahme der Tarif-

verdienste zur�ckgeblieben. Diese haben sich

auf Stundenbasis im dritten Quartal im Vor-

jahrsvergleich um 1,1% erh�ht, verglichen

mit 1,3% und 1,0% in den ersten beiden

Jahresvierteln. Maßgeblich f�r den erneuten

Anstieg waren unter anderem Einmalzahlun-

gen im Textil- und Bekleidungsgewerbe sowie

in der Eisen- und Stahlindustrie, wo noch eine

Anhebung der Verdienste um 3,5% ab

September hinzukam.

Die Preissituation auf den internationalen

�lm�rkten hat sich in den letzten Wochen

entspannt. Die Notierungen f�r ein Barrel

Brent-�l lagen zuletzt bei knapp 56 US-$.

Das ist historisch gesehen zwar immer noch

ein sehr hoher Preis. Gegen�ber dem letzten

H�chststand im August mit knapp 68 US-$

und dem Zwischenhoch von Mitte September

mit etwa 65 US-$, das sich infolge von

Knappheitssorgen im Zusammenhang mit

den Hurrikans im Golf von Mexiko gezeigt

hatte, ergibt sich jedoch eine deutliche Ent-

lastung. Diese war auch auf den deutschen

M�rkten zu sp�ren.

2000 = 100, log. Maßstab

2005

Einfuhrpreise ...
(saisonbereinigt)

... ohne Energie

... für Energie

Rohstoffpreise 1) ...

... für Industrie-
    rohstoffe

... für Energie

Rohstoff- und Einfuhrpreise

1 HWWA-Rohstoffpreisindex „Euroland” auf
Euro-Basis.
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So sind die Importe von Roh�l im September

etwas billiger geworden. Dies wurde aller-

dings durch weitere Preissteigerungen bei Mi-

neralerzeugnissen und Gas mehr als kompen-

siert. Auch f�r importierten Strom musste

mehr gezahlt werden. Die Einfuhrpreise f�r

Energie insgesamt haben sich daher im Sep-

tember nochmals erh�ht. Die Verteuerung im

Vergleich zum Vorjahr belief sich auf gut zwei

F�nftel. Außerhalb des Energiebereichs blie-

ben die Preisbewegungen bis zuletzt sehr

moderat. Saisonbereinigt waren die Waren-

einfuhren im September nicht teurer als zu

Jahresbeginn 2005. Auch der entsprechende

Vorjahrsstand wurde nicht �berschritten.

Industrieerzeugnisse allein waren bis zuletzt

um 0,2% billiger als zw�lf Monate zuvor.

Die Abgabepreise der deutschen Industrie f�r

Energie sind bis in den Oktober hinein erh�ht

worden. Immerhin aber hat sich der Anstieg

im Vorjahrsvergleich zuletzt etwas verlang-

samt. Das Plus verringerte sich leicht auf

16,7%. F�r Mineral�lerzeugnisse mussten im

Oktober 13,2% mehr bezahlt werden, bei

Erdgas waren es 26,8%. Die Jahresteuerung

bei Strom erreichte zuletzt 11,1%. Deutlich

st�rker noch waren die Preiserh�hungen der

Erzeuger bei Lieferungen an Weiterverteiler

wie zum Beispiel Stadtwerke. Hier kostete

Strom im September 17,9% mehr als zur

gleichen Zeit von 2004, f�r Gas waren es

+ 35,5%. Es ist zu erwarten, dass hiervon

entsprechende Preisimpulse auf die Verbrau-

cherpreise ausgehen.

Die Erzeugerpreise f�r die �brigen Industrie-

g�ter sind im September und Oktober saison-

bereinigt etwas st�rker als zuvor angehoben

worden. Dies ist unter anderem auf die

dritte Stufe der Tabaksteuer zur�ckzuf�hren.

Gleichwohl waren die Abgabepreise auch zu-

letzt kaum h�her als in den ersten Monaten

des Jahres. Die Zunahme im Vorjahrsvergleich

belief sich im Oktober auf 1,4%, nach 2,1%

im zweiten Quartal. Insbesondere bei den

Vorleistungsg�tern hat sich der Auftrieb ver-

ringert, weil sich die Preisbewegungen bei

Stahl und Stahlerzeugnissen weiter ab-

schw�chten. F�r Investitionsg�ter belief sich

die Teuerungsrate nach wie vor auf weniger

als 1%.

Verbraucherpreise

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %

2005

Position 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. Okt.

Nahrungsmittel – 0,3 0,3 0,1 0,2

Gewerbliche Waren 1,2 0,4 0,7 1,4
darunter:

Tabakwaren 19,4 10,7 13,0 17,5

Energie 6,8 8,3 13,0 12,6
darunter:

Mineral�lprodukte 8,4 9,3 16,5 13,8
Gas 7,3 8,4 10,9 15,3
Elektrizit�t 4,1 4,3 4,4 4,2
Zentralheizung, Fernw�rme 6,1 12,4 17,8 20,9

Dienstleistungen 2,2 1,9 2,0 2,1
Mieten 1,0 1,1 1,0 1,0

Insgesamt 1,8 1,7 2,2 2,3

Insgesamt ohne Saisonwaren,
Energie, Tabakwaren 0,8 0,8 0,8 1,0

Nachrichtlich:
Harmonisierter Index 1,7 1,6 2,2 2,4

Deutsche Bundesbank

Verteuerung
der Energie-
einfuhren

Starker Anstieg
der Strom- und
Gaspreise

Preistreibender
Einfluss der
Tabaksteuer
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Der Anstieg der Verbraucherpreise hat sich in

den letzten Monaten etwas beschleunigt.2)

Saisonbereinigt waren die Preisanhebungen

in der Zeit von August bis Oktober mit 1%

nahezu doppelt so stark wie im vorangegan-

genen Dreimonatsabschnitt. Die Vorjahrsrate,

die im Juli noch 2,0% betragen hatte, er-

reichte im Oktober 2,3%. Nach dem Harmo-

nisierten Verbraucherpreisindex waren es

2,4%. Beigetragen zu dieser Verst�rkung

haben neben der Energie, deren Preisanstieg

erst zuletzt etwas an Dynamik verlor, speziell

die gewerblichen Waren. Hier hat insbeson-

dere die nochmalige Anhebung der Tabak-

steuer zum 1. September zu dem Schub bei

der Jahresteuerung von 0,3% im August auf

1,3% beigetragen. Hinzu kamen etwas gr�-

ßere Preiskorrekturen bei Bekleidung und

Kraftfahrzeugen. Im Oktober belief sich die

Vorjahrsrate bei den gewerblichen Waren ins-

gesamt auf 1,4%. F�r Dienstleistungen be-

trug der Preisanstieg 2,1%. Dies hing nicht

zuletzt mit Aufschl�gen bei den Pauschal-

und Flugreisen zusammen. Deutlich niedriger

war die Teuerung binnen Jahresfrist bei

den Wohnungsmieten mit 1,0% und den

Nahrungsmitteln mit lediglich 0,2%.

Auftragslage und Perspektiven

Die Aussichten f�r eine Fortsetzung der leb-

haften Industriekonjunktur auch in den letz-

ten Monaten des laufenden Jahres sind gut.

Wesentlich hierf�r ist, dass sich die Nachfrage

nach deutschen Industrieg�tern sp�rbar be-

lebt hat und im Verlauf des Sommers auf

einem hohen Niveau hielt. Nach Ausschal-

tung jahreszeitlich �blicher Schwankungen

und unter Ber�cksichtigung der arbeitst�gli-

chen Konstellation ist der Auftragseingang im

dritten Quartal um 4 3�4 % h�her gewesen als

im vorangegangenen Dreimonatsabschnitt.

Die Zunahme des Auftragsvolumens im Vor-

jahrsvergleich, die im zweiten Vierteljahr

kaum �ber 2% hinausgegangen war, vergr�-

ßerte sich auf 7%.

Insbesondere die Bestellungen aus dem Aus-

land haben nach einer zeitweiligen Beruhi-

gung im Fr�hjahr wieder merklich zugenom-

men. Im Mittel der Monate Juli bis September

�bertrafen sie das Niveau des zweiten Quar-

tals um nicht weniger als 7 1�4 %. Das Plus

gegen�ber dem Vorjahr, das im zweiten Jah-

resviertel auf 3 1�2 % zur�ckgegangen war,

vergr�ßerte sich wieder auf 10 1�2 %. Wesent-

lich f�r die Besserung war unter anderem

eine lebhafte Nachfrage nach Investitionsg�-

tern. Diese betraf nicht zuletzt B�romaschi-

nen sowie Telekommunikationsger�te. Zu-

dem sind beim sonstigen Fahrzeugbau, der

im Wesentlichen neben dem Schiff- und Flug-

zeugbau auch die Eisenbahnen umfasst, er-

neut eine Reihe von Großauftr�gen einge-

gangen. Schließlich hat sich der Maschinen-

bau nach der leichten Auftragsflaute w�h-

rend der Fr�hjahrsmonate wieder erholt. Im

2 K�rzlich ist der �ffentlichkeit ein neuer Index der
„wahrgenommenen Inflation (IWI)“ vorgestellt worden,
der wesentlich h�here Preissteigerungen ausweist. Die
dort ausgewiesenen „Inflationsraten“ sind mit den �b-
lichen Preisindexver�nderungen gegen�ber dem Vorjahr
aber aus methodischen Gr�nden nicht vergleichbar. Auf
Grund einer Reihe von schwer wiegenden Argumenten
ist �berdies zu bezweifeln, dass die Inflationswahrneh-
mung der Bev�lkerung in dem vorgestellten Index ad�-
quat abgebildet wird. Vgl. dazu im Einzelnen: J. Hoff-
mann, H.-A. Leifer und A. Lorenz, Index der wahrgenom-
menen Inflation oder EU-Verbraucherumfragen? – Zu
einem Ansatz von Professor H.W. Brachinger, in: Wirt-
schaftsdienst, November 2005, S. 706 ff.

Preisschub
bei den
gewerblichen
Waren

Fortdauer der
guten Industrie-
konjunktur
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Bereich der Vorleistungsg�ter verzeichnete

speziell die Stahlindustrie, die seit dem Herbst

vergangenen Jahres eine Abschw�chung hin-

zunehmen hatte, einen sp�rbaren Anstieg

der Orders. Aber auch in der chemischen

Industrie hat sich die Auftragslage verbessert.

Die Bestellungen aus dem Inland haben in

den Sommermonaten ebenfalls zugenom-

men. Mit einem Zuwachs von saisonbereinigt

2% im dritten Quartal war die Ausweitung

des Auftragsvolumens sogar etwas st�rker als

im Fr�hjahr. Dies spiegelt sich gleichzeitig im

Vorjahrsvergleich wider, wo sich die Anstiegs-

rate von 3�4 % im zweiten Vierteljahr auf fast

4% im Sommer erh�hte. �berdurchschnitt-

lich gut schnitt der Bereich der Vorleistungs-

g�ter ab. Sowohl die Metallerzeugung als

auch die Hersteller von Ger�ten zur Elektri-

zit�tsproduktion und -verteilung erzielten

gegen�ber dem Vorquartal viele Gesch�ftsab-

schl�sse. Nicht ganz so erfolgreich waren die

Anbieter von Investitions- oder Konsumg�-

tern, doch hat sich auch hier die Auftragslage

im Vergleich zum Vorjahr verbessert. Dies gilt

nicht zuletzt f�r die Hersteller von industriel-

len Prozesssteuerungen wie von optischen

und fotografischen Ger�ten.

F�r eine Fortdauer der positiven Gesch�fts-

entwicklung spricht zudem die gute Stim-

mung in der Industrie. So sind nach den

Umfragen des ifo Instituts die Erwartungen

f�r die n�chsten sechs Monate seit der Jahres-

mitte deutlich gestiegen. Nicht nur die

Perspektiven f�r die Produktion, die noch im

Fr�hjahr von einer Mehrzahl der Firmen als

ung�nstig eingestuft worden waren, haben

sich gebessert. Auch die Exportchancen wer-
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den hoch eingesch�tzt. Ein im Vergleich zum

Fr�hsommer verbessertes Bild zeigte dar�ber

hinaus die Herbstumfrage des DIHK.

In der Bauwirtschaft zeichnet sich ab, dass

der seit Jahren anhaltende Anpassungspro-

zess in der zweiten H�lfte von 2005 zumin-

dest unterbrochen worden ist. So waren die

Auftr�ge in der Bauwirtschaft im Sommer

deutlich aufw�rtsgerichtet. Nachdem bereits

im zweiten Quartal das Tief der Winter-

monate �berwunden werden konnte, ist die

Nachfrage nach Leistungen des Bauhauptge-

werbes im Juli und August saison- und kalen-

derbereinigt nochmals um 7 1�2 % h�her ge-

wesen als in den Fr�hjahrsmonaten. Damit

wurde erstmals seit l�ngerem auch der ver-

gleichbare Vorjahrsstand wieder deutlich

�berschritten.

Ob sich mit dieser g�nstigen Gesch�ftsent-

wicklung aber ein Ende der Talfahrt in der

Bauwirtschaft ank�ndigt, muss gegenw�rtig

offen bleiben. Zu der Aufhellung haben n�m-

lich einige Großauftr�ge beigetragen, deren

Wiederholung nicht sicher ist. Dies gilt insbe-

sondere f�r den gewerblichen Bau. Hier ist im

August von Unternehmen aus dem Bereich

Bahn und Post ein sehr umfangreiches Projekt

gestartet worden. Aber auch die �ffentlichen

Auftraggeber haben im Juli und August unge-

w�hnlich viele Straßenbauvorhaben in Angriff

genommen. Nachdem im bisherigen Verlauf

des Jahres das Auftragsvolumen des Vorjahres

deutlich unterschritten worden war, ergaben

sich zuletzt Zuw�chse von �ber 20%. Verhal-

ten blieb dagegen die Entwicklung im Woh-

nungsbau. Auch wenn in den Sommermona-

ten im saisonbereinigten Verlauf eine leichte

Verbesserung der Auftragseing�nge verzeich-

net wurde, im Vorjahrsvergleich ergab sich

nach wie vor ein deutliches Minus. Folgt man

den Baugenehmigungen, so war dies insbe-

sondere auf den Mietwohnungsbau zur�ckzu-

f�hren. Bei Einfamilienh�usern und Eigen-

tumswohnungen ist die Entwicklungstendenz

dagegen etwas g�nstiger.

Die Perspektiven vieler unternehmensnaher

Dienstleister blieben in den Sommermonaten

recht optimistisch. Nach dem neuen ifo Kon-

junkturtest „Dienstleistungen“ haben sich die

Gesch�ftsaussichten von ihrer leichten Eintr�-

bung im zweiten Quartal wieder erholt. Folgt

man den Umfragen des ZEW, nahmen die

positiven Erwartungen insbesondere bei den

Anbietern von Telekommunikationsdienst-

leistungen, f�r EDV-Dienste und im IKT-

Handel merklich zu. Bei den Steuerberatern,

Wirtschaftspr�fern und den Unternehmens-

beratungen hat die gute Stimmung weit-

gehend angehalten. Ung�nstig blieben da-

gegen die Aussichten bei den Architekten

und den B�ros f�r technische Beratung und

Planung.

Ob die sowohl in den Umfragen des DIHK

wie auch des ifo Instituts erkennbare Aufhel-

lung der Stimmung im Handel zu einer Besse-

rung des Konsums in den letzten Monaten

des Jahres f�hren wird, erscheint nicht sicher.

Zumindest sind die K�ufe der Konsumenten

beim Einzelhandel im dritten Quartal deutlich

r�ckl�ufig gewesen und im September auf

ihren seit l�ngerem niedrigsten Stand gesun-

ken. Hohe Ausgaben f�r Energie, die wohl

noch weiter steigen werden, beanspruchen

einen steigenden Anteil der Verbrauchsbud-

Stabilisierung
der Lage in der
Bauwirtschaft

Optimistische
Dienstleister

Anhaltende
Schw�che des
privaten
Verbrauchs
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gets. Zudem ist von der Lohnseite her, f�r sich

betrachtet, keine gr�ßere Zunahme des Ein-

kommensspielraums der privaten Haushalte

in Sicht. Auch wird sich die Besch�ftigungs-

situation nur schrittweise verbessern. Viele

der durch die Arbeitsmarktpolitik gef�rderten

Besch�ftigungen sind im Niedriglohnbereich

entstanden.

Wegen der guten Entwicklung in der Indus-

trie und bei der Mehrzahl der unternehmens-

nahen Dienstleister sowie der sich in der Bau-

wirtschaft abzeichnenden Stabilisierung kann

f�r den Herbst dieses Jahres mit einem weite-

ren Wachstum der gesamtwirtschaftlichen

Produktion gerechnet werden. Nach wie vor

werden dabei die Impulse insbesondere von

den Auslandsgesch�ften kommen. Hier

schl�gt sich die attraktive Angebotspalette

der deutschen Unternehmen ebenso nieder

wie ihre hohe preisliche Wettbewerbsf�hig-

keit, die nicht zuletzt in einer ged�mpften be-

trieblichen Kostenentwicklung begr�ndet ist.

Die Finanzierungsbedingungen sind weiterhin

eine gute Voraussetzung daf�r, dass auch die

Inlandsnachfrage st�rker wird.

Fortsetzung des
BIP-Wachstums




